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Veränderungen iro. Abgabenweeen der Stadt Wien

In dem am 12 * Jänner 1939 ausgegebenen Verordnungsblatt für den Amts¬

bereich des Bürgermeisters von Wien sind zunächst ; drei Verordnungen enthal¬

ten , durch welche die Ermässigungen der Ankündigungsabgabe , der Anzeigen¬

abgabe und der Fürsorgeabgabe , die mit
. . JloDezember 19J8 befristet waren,für

das Jahr 1959 aufrecht erhalten werden e

Eine andere Verordnung dehnt die Wiener Vorschriften über die Hun¬

deabg abe ; auf das seit 15 « Oktober 195 - mit der Stadt Wien vereinigte Gebiet

aus , ohne allerdings schon die vollständige Einheitlichkeit herbeizuführen«

Im Altraum von Wien beträgt die Hundeabgabe pro Hund bekanntlich 3 HM jähr¬

lich . In den ehemals selbständigen Gemeinden , wo die Abgabe ; bisher höher

war , wird sie auf den Wiener Satz herabgesc uzt -> Die Steuer Senkung , die So- ch

daraus ergibt , ist in manchen Fallen recht ; ansehnlich . Im übrigen wird in

dem Be streben , den Bewohnern der ländlichen Gebiete entgegenzukommen,grund¬

sätzlich an dem Ausmass der Abgabe festgehalten , das sie im Jahre 195 8 hat¬

te , und nur dort , wo der Abgabebetrag besonders gering angesetzt war , eine
¥ *

Erhöhung auf 1+ HM vorgenommen«
Eine weitere Verordnung beseitigt die Vielfalt der Zuschläge zurLaru

de a gründet euer und Lande s gebänö e st euer , die in dem zu Wien gekommenen Ge¬

biete für Zwecke der ehemaligen Gemeinden und Bezirke , für den Landesschul-

fonds und die Flusskonkurrenzen erhoben wurden , und ersetzt sie durch einai

einzigen Zuschlag , der in 91 der ein ? erleibten Gemeinden einheitlich 5 00

Prozent beträgt und bloss in 6 ehemaligen Grossgemeinden örtlich verschie¬

den gehalten ist«

Schliesslich wird durch eine V a rcr dnung ausgesprochen , dass alle Ab¬

gaben , Zuschläge und Gebühren , die auf Beschlüssen der ehemaligen . Gemein^

gerate ( Gemeindetag® ) beruhen , von der Stadt Wien unverändert weiter erho¬

ben werden , es wäre denn , dass eine Sonderregelung erfolgt ist,wie dies a% Bi

hinsichtlich der Hundeabgabe, . und der Zuschläge zur LandesgrundSteuer und

. LandesgebäudeSteuer zutrifft . Ausdrücklich ausgenommen von der Weitergel -

tung ist die sogenannte Raums teuer , die in der Gemeinde Mödling für die Be¬

nützung bestimmter öffentlicher Einrichtungen erhoben wurde ; diese Abgabe

hat daher mit dem 7fx. « Dezember 19 5^ Z R bestehen auf gehört«

* ss a v :

Keine Aenderung der Partelenverkehrsstunden beim Wiener

Magistrat

Die Ausdehnung der DienstVerpflichtung der Beamten aos Wiener Ma¬

gistrates hat vielfach die Meinung he r vor g e ru . f en , dass nun auch für den Par-

teienverkehr bei den Dienststellen des Wiener Magistrates eine erweioerte

Stuid enanzahl zur Verfügung steht*

demgegenüber wird amtlich mitgeteilt ;, dass

des Magistrates in den Partei enverkehrsstunden . .f in l
t

.Hi t t £DQr

Parteienverkehr - b le ibt viel mehr im bi sh e rige n Ausma se bestehen ,̂ das ist am

allgemeinen die Zeit von S bis 15 Hhr - Die Erweiterung der Diansiverpflach»

tung der Beamten soll cs ermöglichen , dass der Erledigung der ange ^. «Irenen.

Geschäftsfälle mehr Zeit gewidmet und so der Geschäftsgang rascher gestal¬

tet werden kann ® Eine Erweiterung der oisher üblichen I arte ie ^ vQ ^ moli ^ tun

den würde diesem Ziel entgegeastahen?



PreffefteUe der Stadt tüien
o U t / ! :v7 c)Cx g • -A t x , v> v

nadjrldjtenaiasgabe oom _ _ _ __ _ _ Sette

Ausgabe von Wohlfahrtsmilch - Anwoisungen

In den Für sorge ämt e r n lerStadt Wien werden von Donnerstag , den
26 c bis einschliesslich Montag , den 3o e Jänner 1939 Anweisungen auf Wohl¬
fahrt smilch für den Februar 1939 au3gegeben <> Um den Bezug der Wohlfahrts~
milch können sich bedürftige Personen ^ ( Hau shalto ) bewerben , die : bisher

diese verbilligte Milch bezogen haben «, Fornor können ach wie bisher auch

bedürftige schwänge ? o Frauen um dio Wohlfahrtsmilch - Anweisungen In den

Be zirka Jugendämtern Bewerber, , wenn sie sich im 7 * Schwangerschaft smonat be

finden « Die Bewerber um die Milehbozugsanwoisungen haben sich nach den

Anfangsbuchstaben ihres Familiennamens an den nachfolgenden Tagen Im Für-

sorge amte ihres Wohnbezirkes während de ** Partoienstunden einzufinden und

zwar : A - F , am 26 0 , G - K am 27o , L - P. ? am 28 c und S - Z am 3 ° * Jänner

l . J*
Mitzubringen sind die Ausweiskarto für den Bezug der Wohlfahrta-

milch , dor Arbeitsloson - Nachwois , ein Personaldokumont und der polizei¬
liche Moldonachwoia ^ sämtlicher im gemeinsamen Haushalt lobenden eigenbo¬
recht igt -on Personen,?

Gahurten und Sterbefälle sind dem Standesbeamten zu melden!

Am lc Jenner 1939 ist in der Ostmark das deutsche Personenstands-

gosptz und damit dio rein staatliche Standes :amtsführung in Kraft getre¬

tene Mit demselben Datum haben im Gebiet von Gross - Wien jL Standesämter
ihre Tätigkeit aufgenommen«

Da di © Wahrnehmung gemacht wurde , dass sich verschiedene Behörden

und Anstalten sowie weite Kreis © der Bevölkerung über die Bestimmungen

des Persenonstanbagesetzes noch nicht im Klaren sind , wird neuerlich

darauf hingavieson , dass alle Gehurts ~und Sterbefälle ausschliesslich dem

zuständigen Standesbeamten zu melden sind , der sodann alles weitere ver¬

anlasst «,
Die Gebu rt eines Kindes muss dem Standesbeamten , in dessen Bezirk

es : geboren ist , binnen einer Woche ; gemeldet werden -, Totgeburten sind je¬

doch bereits am folgenden Werktage anzuzeigen . Bei der Geburt in öffent¬

lichen Entbindung. 0 - ,Hebammen - ,Kranken - und ähnlichen Anstalten oder in

Kasernen trifft die Verpflichtung zur Anzeige ausschliesslich den Leiter

der Anstalt oder den von der zuständigen Behörde ermächtigten Beamten oder

Ange st eilten , der die Anzeige in amtlicher Form schriftlich erstatten kann*

In den übrigen Fällen sind zur Anzeige und zwar in nachstehender Reihen¬

folge verpflichteu t 1$ der eheliche Vater , 2 0 die Hebamme ., die bei der

Geburt zugegen war , 3 « der Arzt , der dabei zugegen war , ip * jede andere

Person , die dabei zugegen war, . oder von der Geburt aus eigener Wissen¬

schaft unterrichtet Ist und 5 « die Mutter , sobald sie dazu imstande ist.

Eine Anzeigepflicht besteht nur, , wenn eine in der Reihenfolge früher ge¬

nannte Person nicht verbanden oder an der Anzeige verhindert ist * Die An¬

zeige ist mündlich zu erstatten «» Bei der Anzeige einer ehelichen Geburt

soll der Anzeigende einen Auszug aus dem Familienbuch oder die Heirats¬

urkunde der Eltern , bol der A nzeige einer unehelichen Geburt die Geburts¬

urkunde der Mutter des Kindes vorlegon 0 Die den He Dämmen schon bisher ob¬

liegende Pflicht zur Erstattung der Geburtsanzeige beim Gesundheitsdienste

der zuständigen Bezirkshauptmannschaft bleibt unabhängig auch weiterhin

aufrecht
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An der Form der Eheschliessung , die seit 1 . VIII . 1938 bereits , auch

in Oesterreich in Kraft ist und einen wichtigen Teil der Tätigkeit der

Standesämter vorw - eggenommen hat , ist keine Aenderung eingetreten . Eine

religiöse Feierlichkeit einer Ehe Schliessung darf erst dann vorgenommen
w^ erden , wenn die Ehe vor dem Standesbeamten geschlossen ist.

Der Tod eines Menschen muss dem Standesbeamten , in dessen Be¬

zirk er gestorben ist , spätestens am folgenden Werktage angezeigt werden.
Hiebei ist für die Anzeige von Sterbefällen in öffentlichen Entbindungs - ,
Hebammen - ,Kranken - und ähnlichen Anstalten ausschliesslich der Leiter der

Anstalt oder der von der zuständigen Behörde ermächtigte Beamte oder An¬

gestellte und zw—ar in schriftlicher Form verpflichtet . Von diesen Fällen

abgesehen sind zur Anzeige , und zwar in mündlicher Form in nachstehender

Reihenfolge , verpflichtet : 1 . Das Familienoberhaupt , 2 . derjenige , in

dessen Wohnung sich der Stcrbefall ereignet hat , ■ 3 . jede Person , die

bei dem Tode zugegen war oder von dem Sterbefall aus eigener Eigenschaft
unterrichtet ist . Eine Anzeigepflicht besteht nur , wenn eine in der Reihen¬

folge genannte Person nicht vorhanden oder an der Anzeige verhindert ist.
Findet über den Tod einer Person aber eine amtliche Ermittlung statt , so

wird der Sterbefall nur auf schriftliche Anzeige der zuständigen Behörde

eingetragen . B 0 i der Anzeige eines Sterbefalles soll der Anzeigende nach

Möglichkeit die Geburtsurkunde des Verstorbenen und , falls dieser verhei¬

ratet war , auch die Heiratsurkunde vorlegen . Vor der Eintragung des Ster¬

befalles in das Sterbebuch darf der Verstorbene nur mit ortspolizeilicher

Genehmigung bestattet werden * Die Anzeige eines Sterbefalles zur Totenbe¬

schau bei der Bezirkshauptmannschaft, _ oder der zuständigen Amtsstelle bleibt

unabhängig hievon weiterhin aufrecht.

Der Standesbeamte kann die Vorlage der erforderlichen Urkunden

durch Geldstrafen erzwingen . Wer dagegen der ihm obliegenden Anzeige¬

pflicht nicht nachkommt , wird vom Amtsgericht mit Geld oder mit Haft be¬

straft * Doch tritt eine Bestrafung nicht ein , wenn die Anzeige anderweit^

rechtzeitig erstattet worden ist.
Neben der Führung des Familien - , Geburten - und Sterbebuches obliegt

dem Standesbeamten auch die Bescheinigung von Eintragungen in Ahnenpässen
zum Nachweise der Abstammung , wozu der Standesbeamte als Urkundsboamter

zuständig ist.
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